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Die Basler Volksschulen setzen seit über zehn Jahren die integrative Schule um. Kinder mit einer Behinderung 
oder spezifischen Beeinträchtigung werden soweit wie möglich im Rahmen der Regelschule mit der 
entsprechenden Unterstützung geschult und gefördert. Mit Annahme des Sonderpädagogik-Konkordates ist der 
Kanton gebunden an der Auftrag der integrativen Schule. Der Kanton Basel-Stadt nimmt den Auftrag der 
integrativen Schule ernst, Lehrinnen und Lehrer setzen sich seit Jahren engagiert für diese Aufgabe ein. 

Oft sind allerdings für Jugendliche mit einer Behinderung in der Zeit nach der obligatorischen Schulzeit keine 
Anschlusslösungen vorhanden, gibt es im Bereich der beruflichen Grundbildung kaum integrative Angebote. Die 
wertvollen Bemühungen der Volksschule für Schülerinnen und Schüler mit Unterstützungsbedarf laufen zur Zeit 
daher meist ins Leere. Diese Bemühungen sollten jedoch nach Beendigung der obligatorischen Schulpflicht in der 
Berufsbildung mit gezielten Massnahmen weitergeführt werden. 

Nach wie vor ist es für diese Schülerinnen und Schüler sowie deren Eltern sehr schwierig, eine entsprechende 
Anschlusslösung im Berufsbildungsbereich resp. einen Ausbildungsplatz im 1. Arbeitsmarkt zu finden. Dabei geht 
es nicht primär um die potenzielle Arbeitsmarktfähigkeit der Jugendlichen, sondern um die Möglichkeiten 
angepasster und unterstützender Angebote für eine integrative Berufsausbildung. 

In diesem Zusammenhang bitten die Anzugstellenden die Regierung zu prüfen und zu berichten:  

1. Welche Massnahmen und Angebote geeignet sind, die integrative Berufsbildung zu ermöglichen 

2. Welche Synergien mit weiteren Anspruchsgruppen (unbegleitete minderjährige Asylbewerber, erwachsene 
Flüchtlinge oder lernschwache Schülerinnen und Schüler) möglich sind 

3. Welche Synergien mit entsprechenden Bemühungen des Nachbarkantons Basel-Landschaft geschaffen 
werden können 

4. Welche kantonalen Rechtsgrundlagen für eine integrative Berufsbildung für Jugendliche mit 
unterschiedlichen Behinderungen anzupassen oder zu schaffen sind  

5. Wie die Regierung gedenkt, diese Massnahmen umzusetzen, resp. Angebote einzuführen. 
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